Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drudesache Nr. 1459 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung 
(24. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes 
über die Einrichtung eines ßundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskrimin alamtes) 

- Nr. 1273 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Ehlers 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die Einrichtung cinfs Bundes- 
kriminalpolizeiamtcs (Bundcskriminalamtcs) - Nr. 1273 der Druck- 
sachen - mit den aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert nach der Vorlage 
zu genehmigen. 


Bonn, den 2. Oktober 1950 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Dr. Ehlers 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 





Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 

- Nr. 1273 der Drudtsachen - 

mit den 

Besdilüssen des 24. Aussdiusses 


Entwurf 


§ 2 

Das Bundeskriminalamt hat 

1. alle Nadirichten und Unterlagen für die kri- 
minalpolizeiliche Verbrechensbekämpfung und 
die Verfolgung strafbarer Handlungen zu 
sammeln und auszuwerten, soweit die Nach- 
richten und Unterlagen nicht eine lediglich auf 
den Bereich eines Landes begrenzte Bedeutung 
haben; 

2. die Behörden der Länder über die sie betreffen- 
den Nachrichten und die in Erfahrung ge- 
brachten Zusammenhänge strafbarer Hand- 
lungen zu unterrichten; 

3. nachrlchten- und erkennungsdienstliche sowie 
kriminaltechnische Einrichtungen zu unter- 
halten; 

4. strafbare Handlungen unter den 
Voraussetzungen des § 4 Absatz 2 
selbst zu verfolgen. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am .... 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 2 

Das Bundeskriminalamt hat 

1. alle Nachrichten und Unterlagen für die kri- 
minalpolizeiliche Verbrechensbekämpfung und 
die Verfolgung strafbarer Handlungen zu sam- 
meln und auszuwerten, soweit die Nachrichten 
und Unterlagen nicht eine lediglich auf den 
Bereich eines Landes begrenzte Bedeutung 
haben; 

2. die Behörden der Länder über die sie betref- 
fenden Nachrichten und die in Erfahrung ge- 
brachten Zusammenhänge strafbarer Hand- 
lungen zu unterrichten; 

3. nachrichten- und erkennungsdienstliche sowie 
kriminaltechnische Einrichtungen zu unter- 
halten. 

4. entfällt 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung In Kraft. 


in Kraft. 



